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20. 03. 92 


Sachgebiet 74 


Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare Einhundertsiebzehnte Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 


A. Zielsetzung 

— Gewährleistung der Fortgeltung der Exportkontrollen für Aus- 
fuhren in das Gebiet der ehemaligen Sowjetunion und das 
frühere Gebiet Jugoslawiens sowie Festlegung der Einfuhrbe- 
stimmungen für diese Gebiete; 

— Liberalisierung der Einfuhrvorschriften gegenüber Albanien; 

— Aufhebung der mengenmäßigen Beschränkungen bei der Ein- 
fuhr von bestimmten EGKS-Erzeugnissen mit Ursprung in Polen 
und Ungarn; 

— Aufhebung der Einfuhrgenehmigungspflichten für im freien 
Verkehr befindliche Eisen- und Stahlerzeugnisse mit Ursprung 
in Bulgarien, Nordkorea, Polen, Rumänien, dem Gebiet der 
ehemaligen Sowjetunion, der CSFR und Ungarn; 

— Vereinfachung und effizientere Gestaltung der gemeinschaft- 
lichen Überwachung bestimmter EGKS-Erzeugnisse mit 
Ursprung in Drittländern; 

— Einführung einer Genehmigungspflicht für die Einfuhr 
bestimmter Textilwaren mit Ursprung in Südkorea. 


B. Lösung 

Änderung der Einfuhrliste. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers — 021 (412) — 651 09 — Ei 1 14/92 — vom 20. März 1992 gemäß 
§ 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes. 

Verkündet am 17. März 1992 im Bundesanzeiger Nr. 53. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Einhundertsiebzehnte Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 

Vom 11. März 1992 


Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbin- 
dung mit § 2 Abs. 1 und 3, §§ 5, 10 Abs. 2 bis 4 sowie 
§ 26 Abs. 1 des Außenwirtschaftsgesetzes in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 7400- 1 , veröffentlichten bereinigten Fassung^ von 
denen § 26 Abs. 1 und § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 durch 
das Gesetz vom 6. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1905) neu 
gefaßt worden sind, verordnen die Bundesregierung 
und auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in 
Verbindung mit § 2 Abs. 1 und 3, §§ 5, 10 Abs. 2 bis 4 
des Außenwirtschaftsgesetzes der Bundesminister für 
Wirtschaft im Einvernehmen mit den Bundesmini- 
stem des Auswärtigen und der Finanzen: 


Artikel 1 

Die Einfuhrliste — Anlage zum Außenwirtschafts- 
gesetz — in der Fassung der Verordnung vom 18. De- 
zember 1991 (BAnz. S. 8373), zuletzt geändert durch 
die Verordnung vom . . . 1992 (BAnz. S. . . .) wird wie 
folgt geändert: 

1. In Teil II (Länderlisten) wird die Länderliste A/B 

wie folgt geändert: 

a) Die Länderangabe „808 Amerikanisch- Ozea- 
nien AmO" wird durch die Länderangabe „810 
Amerikanisch-Ozeanien Am Oz" ersetzt. 

b) Nach der Länderangabe „ 032 Finnland * Finnl" 
wird die Länderangabe „823 Föderierte Staaten 
von Mikronesien Mikron" eingefügt. 

c) Die Länderangabe „048 Jugoslawien Jugosl" 
wird durch folgende Länderangaben ersetzt: 

„Jugoslawien (Bosnien-Herzegowina) 
Jugoslawien (Makedonien) 

Jugoslawien (Montenegro) 

Jugoslawien (Serbien)". 

d) Nach der Länderangabe „318 Kongo" wird die 
Länderangabe „Kroatien" eingefügt. 

e) Nach der Länderangabe „204 Marokko Ma- 
rokk" wird die Länderangabe „824 Marshall- 
inseln Marsh" eingefügt. 

f) Nach der Länderangabe „706 Singapur" wird 
die Länderangabe „Slowenien" eingefügt. 

2. In Teil II (Länderhsten) wird die Länderliste C wie 

folgt gefaßt: 


,070 Albanien 

Alban 

Armenien 


Aserbaidschan 


068 Bulgarien 

Bulgar 

720 China 

China 


053 Estland 

Estld 

Georgien 


Kasachstan 


Kirgistan 


448 Kuba 

Kuba 

054 Lettland 

Lettld 

055 Litauen 

Litau 

Moldau 


716 Mongolei 

Mongol 

724 Nordkorea 

Nkorea 

060 Polen 

Polen 

066 Rumänien 

Rumaen 

Russische Föderation 

Tadschikistan 


062 Tschechoslowakei 

CSFR 

Turkmenistan 


Ukraine 


064 Ungarn 

Ungarn 

Usbekistan 


690 Vietnam 

Vietn 

Weißrußland". 



3. In Teil III (Warenliste) werden die Anmerkungen 
wie folgt geändert: 

a) Anmerkung 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Die Einfuhr ist nicht genehmigungsbedürftig, 
wenn Ursprungsland Albanien, Bulgarien, Est- 
land, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, die 
Tschechoslowakei oder Ungarn ist. " 

b) In Anmerkung 3 wird die Angabe „Jugosla- 
wien" ersetzt durch die Angabe: 

„Jugoslawien (Bosnien-Herzegowina), Jugosla- 
wien (Makedonien), Jugoslawien (Monte- 
negro), Jugoslawien (Serbien), Kroatien oder 
Slowenien". 

c) In Anmerkung 5 wird die Angabe „Sowjet- 
union" durch die Angabe „Armenien, Aserbai- 
dschan, Estland, Georgien, Kasachstan, Kirgi- 
stan, Lettland, Litauen, Moldau, Russische 
Föderation, Tadschikistan, Turkmenistan, 
Ukraine, Usbekistan oder Weißrußland" ersetzt. 

d) Anmerkung 31 wird wie folgt gefaßt: 

„Eine Einfuhrerklärung ist erforderlich, es sei 
denn, daß Ursprungsland ein Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
oder ein Mitgliedstaat der Europäischen Frei- 
handelszone EFTA ist, die Ware sich im freien 
Verkehr der Europäischen Gemeinschaften 
befindet oder die Einfuhr aufgrund der Anmer- 
kungshinweise in Spalte 4 der Genehmigung 
bedarf. Die Einfuhrerklärung muß in Spalte 18 
(Bemerkungen) folgende Angaben enthalten; 

a) Name, Anschrift, Fernsprech-, Fax- und 
Fernschreibnummer des Ausführers, 
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b) Angabe, ob die Einfuhrerklärung eine Liefe- 
rung betrifft, die bereits Gegenstand einer 
früheren Einfuhrerklärung war, 

c) die für eine eventuelle zweite Wahl oder 
deklassierte Qualität ausschlaggebenden 
Merkmale, 

d) Name, Anschrift, Fernsprech-, Fax- und 
Fernschreibnummer des etwaigen späteren 
Käufers, sofern dieser bekannt ist. 

Bei Abgabe der Einfuhrerklärung sind zwei 
Duplikate des Kaufvertrages, auf den sie sich 
bezieht, oder der Auftragsbestätigung(en) des 
Käufers beizufügen. Das Original dieser Doku- 
mente muß vorgelegt werden, wenn das Bun- 
desamt für Wirtschaft dies verlangt. Der Auf- 
tragsbestätigung muß eine Proforma-Rechnung 
beigefügt werden. " 

e) Die Anmerkungen 32 und 33 werden wie folgt 
neu gefaßt: 

„ — nicht ausgenutzte Anmerkung 

f) Anmerkung 35 wird wie folgt neu gefaßt: 

„ — nicht ausgenutzte Anmerkung — “ . 

g) Anmerkung 39 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Die Einfuhr ist nicht genehmigungsbedürftig, 
wenn Ursprungsland Polen oder Ungarn ist. " 

h) Anmerkung 40 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Die Einfuhr ist nicht genehmigungsbedürftig, 
wenn Ursprungsland Albanien, Armenien, 
Aserbaidschan, Bulgarien, Estland, Georgien, 
Kasachstan, Kirgistan, Lettland, Litauen, Mol- 
dau, Polen, Rumänien, die Russische Födera- 
tion, Tadschikistan, die Tschechoslowakei, 
Turkmenistan, die Ukraine, Ungarn, Usbekistan 
oder Weißrußland ist." 

i) ln Anmerkung 62 wird die Angabe „ die Sowjet- 
union" durch die Angabe „Armenien, Aserbai- 
dschan, Georgien, Kasachstan, Kirgistan, Mol- 
dau, Russische Föderation, Tadschikistan, Turk- 
menistan, Ukraine, Usbekistan oder Weißruß- 
land" ersetzt. 

k) In Anmerkung 75 Satz 1 wird die Länderangabe 
„Jugoslawien" ersetzt durch die Angabe: 
„Jugoslawien (Bosnien-Herzegowina), Jugosla- 
wien (Makedonien), Jugoslawien (Monte- 
negro), Jugoslawien (Serbien), Kroatien oder 
Slowenien". 

Die Sätze 2 und 3 der Anmerkung werden 
gestrichen. 

4. In der Warenliste wird bei den Warennummern 
5408 10 000 5408 34 000 

21 000 ex 5811 00 000 

22 100 ex 5905 00 700 

900 

23 100 
900 

24 000 

31 000 

32 000 

33 000 

in Spalte 4 jeweils der Anmerkungshinweis 51 ein- 
gefügt. 

Bonn, den 11. März 1992 


5. In Teil III (Warenliste) werden bei den betroffenen 
Warennummern in den Kapiteln 72 und 73 in 
Spalte 5 jeweils die Anmerkungshinweise 32 und 
33 gestrichen. 

6. In der Wareiüiste wird bei den Warennummem 

7201 10 190 7208 42 510 

7201 20 002 7208 42 590 

7208 11 000 7208 42 910 

7208 12 100 7208 42 990 

7208 12 910 7208 43 100 

7208 12 950 7208 43 910 

7208 12 980 7208 43 990 

7208 13 100 7208 44 100 

7208 13 910 7208 44 900 

7208 13 950 7209 12 900 

7208 13 980 7209 13 900 

7208 14 100 7209 22 900 

7208 14 910 7209 23 900 

7208 14 990 7209 32 900 

7208 21 100 7209 33 900 

7208 21 900 7209 42 900 

7208 22 100 7209 43 900 

7208 22 910 7211 12 100 

7208 22 950 7211 12 900 

7208 22 980 7211 19 100 

7208 23 100 7211 19 910 

7208 23 910 7211 19 990 

7208 23 950 7211 22 100 

720823 980 7211 22 900 

7208 24 100 7211 29 100 

7208 24 910 7211 29 910 

7208 24 990 7211 29 990 

7208 32 100 7211 30 100 

7208 32 300 7211 41 100 

7208 32 510 7211 49 100 

7208 32 590 7214 20 000 

7208 32 910 7214 40 100 

7208 32 990 7214 40 910 

7208 33 100 7214 40 990 

7208 33 910 7214 50 100 

7208 33 990 7214 50 910 

7208 34 100 7214 50 990 

7208 34 900 7216 21 000 

7208 42 100 7216 22 000 

7208 42 300 7216 31 190 

7216 31 990 
7216 32 190 
7216 32 990 
7216 40 100 
7216 40 900 
7216 50 100 
7216 50 900 

in Spalte 4 jeweils der Anmerkungshinweis 35 
durch den Anmerkungshinweis 39 ersetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 


Mit der Einhundertsiebzehnten Verordnung zur 
Änderung der Einfuhrliste werden die Ausfuhr- und 
Einfuhrbestimmungen an die geänderte Lage in 
Osteuropa und an neues Gemeinschaftsrecht ange- 
paßt. 

Durch Änderungen der Länderlisten A/B und C wird 
sichergestellt, daß die Exportkontrollen für Ausfuhren 
in das Gebiet der ehemaligen Sowjetunion und das 
frühere Staatsgebiet Jugoslawiens sowie die bisheri- 
gen Einfuhrregelungen für diese Gebiete f ortbeste- 
hen. Außerdem werden bereits getroffene internatio- 
nale Vereinbarungen und EG-Beschlüsse zu Aus- 
fuhren aus und Einfuhren in diese Gebiete um- 
gesetzt. 

Außerdem setzt die Verordnimg Beschlüsse der 
EG zur Liberalisierung der Einfuhren aus Albanien 
um. Albanien befindet sich damit auf derselben 
Liberalisierungsstufe wie die baltischen Staaten, 
Bulgarien, Polen, Rumänien, die Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion, die Tschechoslowakei und Un- 
garn. 

Die Verordnung übernimmt ferner Beschlüsse der 
EGKS zur Liberalisierung der Einfuhr von EGKS- 
Erzeugnissen. Die Einfuhrgenehmigungspflichten für 
Walzwerkerzeugnisse mit Ursprung in Polen und 
Ungarn werden aufgehoben. Für im freien Verkehr 
befindliche Eisen- und Stahlerzeugnisse mit Ursprung 
in Ländern der Länderliste C wird das Einfuhrgeneh- 
migungserfordernis aufgehoben. Die gemeinschaftli- 
che Überwachung für bestimmte EGKS-Erzeugnisse 
mit Ursprung in Drittländern wird vereinfacht und 
effizienter gestaltet. 

Für bestimmte Textilwaren mit Ursprung in Südkorea 
wird in Umsetzung einer EG-Verordnung eine Ein- 
fuhrgenehmigungspflicht eingeführt. 

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht abzusehen. Durch 
die Einfuhrliberalisierung gegenüber Albanien sowie 
Polen und Ungarn und anderen Ländern der Länder- 
liste C ist nicht mit nennenswerten Änderungen der 
Handelsströme zu rechnen. Die Aufhebung der men- 
genmäßigen Beschränkungen gegenüber diesen 
Staaten führt allenfalls zu in ihrem Umfang nicht 
voraussehbaren Kostenentlastungen bei Wirtschaft 
und Verwaltung, Die Aufhebung der Genehmigungs- 
erfordernisse gegenüber Polen und Ungarn ist kosten- 
neutral, da anstatt der Genehmigungen Einfuhrerklä- 
rungen vorzulegen sind. 


B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Zu Nummern la, b und e 

Die Vorschriften übernehmen Änderungen im Län- 
derverzeichnis für die Außenhandelsstatistik. 


Zu Nummern Ic, d, / und 3 b 

Die Länderangabe „Jugoslawien“ in der Länderli- 
ste A/B wird durch die Angaben Jugoslawien (Bos- 
nien-Herzegowina), Jugoslawien (Makedonien), Ju- 
goslawien (Montenegro), Jugoslawien (Serbien), 
Kroatien und Slowenien ersetzt. Dadurch wird klarge- 
stellt, daß Ausfuhren in und Einfuhren aus dem Gebiet 
Jugoslawiens nach dem Stand vom 22, Dezember 
1991 denselben Bestimmungen wie bisher unterlie- 
gen. Die Länderkennziffem können erst nach einer 
Regelung durch die Europäische Gemeinschaft vom 
Statistischen Bundesamt festgelegt werden. Die 
Anmerkung 3 zur Einfuhrliste wird entsprechend 
geändert. 


Zu Nummer 2 

Die Länderliste C führt außer den baltischen Staaten 
anstelle der Sowjetunion alle Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion auf. 

Die Länderkennziffern für die Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion können erst nach einer Regelung der 
Europäischen Gemeinschaft vom Statistischen Bun- 
desamt festgelegt werden. Für die baltischen Staaten 
Estland, Lettland und Litauen ergibt sich aus der VO 
(EWG) Nr. 3859/91 des Rates vom 23. Dezember 1991 
(ABI. EG Nr. L 362 S. 83), daß diese Länder der 
Länderliste C zuzuordnen sind. 


Zu Nummer 3a 

Die Änderung der Anmerkung 1 beinhaltet die Libe- 
ralisierung der Einfuhrvorschriften gemäß VO (EWG) 
Nr. 3859/91 des Rates vom 23. Dezember 1991 (ABI. 
EG Nr. L 362 S. 83) für bestimmte Waren aus Albanien 
und den baltischen Staaten. 


Zu Nummer 3 c 

In Anmerkung 5 wird die Länderangabe „Sowjet- 
union“ an die geänderte Lage in der ehemaligen 
Sowjetunion angepaßt. 
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Zu Nummern 3d, e und 5 

Die für bestimmte EGKS-Erzeugnisse mit Ursprung in 
Drittländern vorgesehene gemeinschaftliche Über- 
wachung wird gemäß der Empfehlung Nr. 3909/91/ 
EGKS der Kommission vom 18. Dezember 1991 (ABI. 
EG Nr. L 370 S. 32) effizienter gestaltet. Dementspre- 
chend wird die Anmerkung 31 vereinfacht; die 
Anmerkungen 32 und 33 entfallen. Nummer 5 sieht 
die erforderlichen Streichungen der Anmerkungen 32 
und 33 in den Warennummem der Kapitel 72 und 73 
vor. 


Zu Nummern 3f und d 

Mit der Streichung der Anmerkung 35 wird das Ein- 
fuhrgenehmigungserfordernis für bestimmte — im 
freien Verkehr befindliche — Eisen- und Stahlerzeug- 
nisse aus Bulgarien, Nordkorea, Polen, Rumänien, 
dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion, der Tsche- 
choslowakei und Ungarn aufgehoben. 

Die letzte Entscheidung der Kommission 90/459/ 
EGKS vom 1. August 1990 (ABI. EG Nr. L 240 S. 1), in 
der die Ermächtigung zur Durchführung dieser inner- 
gemeinschaftlichen Überwachung erteilt wurde, galt 
bis zum 31. Dezember 1990 und wurde nicht verlän- 
gert, so daß für eine Beibehaltung dieser Einfuhr- 
beschränkung die Rechtsgrundlage fehlt. 


Zu Nummern 3 g und 6 

Mit der neuen Anmerkung 39 werden die Einfuhrvor- 
schriften für bestimmte EGKS-Erzeugnisse mit 
Ursprung in Polen und Ungarn liberalisiert. Aufgrund 
der Entscheidungen der Kommission 91/597/EGKS 
und 91/631/EGKS vom 6. September 1991 (ABI. EG 
Nr. L 322 S. 17 und L 340 S. 39) entfällt die Einfuhrge- 
nehmigungspflicht für bestimmte Walzwerkerzeug- 
nisse mit Ursprung in Polen und Ungarn. 

Für die betroffenen Waren ist nach den Bestimmun- 
gen der Einfuhrliste nunmehr eine Einfuhrerklärung 
vorzulegen. 

Zu Nummer 3 h 

Die Anmerkung 40 wird um Albanien und die balti- 
schen Staaten erweitert. Entsprechend der VO (EWG) 


Nr. 3859/91 des Rates vom 23. Dezember 1991 (ABI. 
EG Nr. L 362 S, 83) stehen diese Staaten nun auf 
derselben Liberalisierungsstufe wie Bulgarien, Polen, 
Rumänien, das Gebiet der ehemaligen Sowjetunion, 
der Tschechoslowakei und Ungarn. Anstelle der 
Sowjetunion werden ihre Nachfolgestaaten auf ge- 
führt. 


Zu Nummer 3 i 

ln Anmerkung 62 wird die Länderangabe „Sowjet- 
union" durch die Angabe ihrer Nachfolgestaaten 
ersetzt. Da Textileinfuhren aus den baltischen Staaten 
keinen Beschränkungen unterliegen, werden die bal- 
tischen Staaten nicht aufgeführt. 


Zu Nummer 3 k 

In Anmerkung 75 Satz 1 wird die Länderangabe „Ju- 
goslawien" an die geänderte Lage im Gebiet Jugo- 
slawiens nach dem Stand vom 22. Dezember 1991 
angepaßt. 

Die Sätze 2 und 3 sind zu streichen, da die Ausnah- 
meregelung für handgearbeitete Textilerzeugnisse 
mit der VO (EWG) Nr. 3301/91 des Rates vom 11. No- 
vember 1991 (ABI, EG Nr. L 315 S. 3) entfallen ist. 


Zu Nummer 4 

Aufgrund der VO (EWG) Nr. 314/92 der Kommission 
vom 7. Februar 1992 (ABI. EG Nr. L 34 S. 21) ist die 
Einfuhr von Textilwaren der Kategorie 36 mit 
Ursprung in Südkorea mengenmäßig beschränkt und 
von der Vorlage einer Einfuhrgenehmigung abhängig 
gemacht worden. 


Zu Artikel 2 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verord- 
mmg. 
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